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(36. StVO-Novelle); 
Begutachtung; 

Stellungnahme 

zu GZ: 2023-0.046.027  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 20. Oktober 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie 

folgt Stellung genommen: 

 

Vorangestellt wird, dass das Land Wien den Vorschlag zur 36. StVO-Novelle ausdrücklich begrüßt, 

da langjährige Forderungen der Stadt Wien wie „E-Mopeds runter vom Radweg“ und die Möglich-

keit zum automatisationsunterstützten Zufahrtszonenmanagement berücksichtigt und weitere Ver-

besserungen und Klarstellungen umgesetzt werden. 

 

Zu Art. 1 Z 1 (§ 2 Abs. 1 Z 19 StVO 1960): 

 

Zunächst wird angeregt, insbesondere angesichts der jüngsten Rechtsprechung des Verwaltungsge-

richtshofes zu elektrischen Rollstühlen (VwGH vom 3. April 2025, Zl. Ro 2023/02/0001), aus Grün-

den der Rechtssicherheit generelle Regelungen über die Benützung der verschiedenen Verkehrsflä-

chen durch Kleinfahrzeuge in das Gesetz aufzunehmen. 

 

Zu Art. 1 Z 2 (§ 2 Abs. 1 Z 22 StVO 1960): 

 

§ 2 Abs. 1 Z 22 sollte klarer und besser auf die EU-Verordnung Nr. 168/2013 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 15. Jänner 2013 über die Genehmigung und Marktüberwachung von 

zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen, ABl. L 60 vom 2. März 2013, Seiten 52-128 

abgestimmt werden: 

 

In § 2 Abs 1 Z 22 lit. b sollte die Definition des Artikels 2 Abs. 2 lit. h der genannten EU-Verordnung 

übernommen werden. Eine unterschiedliche Definition scheint weder beabsichtigt noch gerechtfer-

tigt. 

mailto:post@md-r.wien.gv.at
https://www.wien.gv.at/


 

 

Seite 2/10 

 

Verkehrsanbindung: Linie U2, Station Rathaus, Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 - 15.30 Uhr 

 

Der in § 2 Abs. 1 Z 22 lit. c angeführte Begriff „Roller“ entspricht nicht dem „Roller“ in § 68a und sollte 

deshalb auf „Tretroller“ geändert werden. 

 

§ 2 Abs. 1 Z 22 lit. d: Im Sinne der Klarheit und Verständlichkeit wird eine positive Formulierung vor-

geschlagen. Statt der Festsetzung von Ausnahmen und Gegenausnahmen sollte definiert werden, 

welche Fahrzeuge als Fahrrad gelten, nämlich: 

 

Fahrzeuge, die ausschließlich zur Benutzung durch körperbehinderte Personen bestimmt sind 

selbstbalancierende Fahrzeuge. 

 

Dem vorgeschlagenen § 2 Abs. 1 Z 22 lit. d StVO 1960 in Verbindung mit § 1 Abs. 2a KFG 1967 zufolge 

fallen auch Fahrzeuge der Klasse L2e (Dreirädriges Kleinkraftrad) und L6e (Leichtes vierrädriges 

Kraftfahrzeug) mit einer Nenndauerleistung von nicht mehr als 250 Watt und einer Bauartgeschwin-

digkeit von nicht mehr als 25km/h - im Sinn der genannten EU-Verordnung - unter den Begriff des 

Fahrrades. Dies widerspricht den Zielsetzungen der Novelle und erscheint wertungswidrig. In den 

Erläuterungen ist zwar sehr wohl erwähnt, dass vermehrt zwei-, drei- und vierrädrige Fahrzeuge 

ohne Pedalantrieb verwendet und zusätzliche Gefahren mit sich bringen würden, ausgenommen 

werden jedoch nur Fahrzeuge der Klasse L1e-B (zweirädriges Kleinkraftrad). Wenn Fahrzeuge der 

Klasse L1e-B (zweirädrig) zu breit, zu schwer und zu schnell sind, dann gilt das für Fahrzeuge der 

Klasse L2e (dreirädrig) und L6e (vierrädrig) umso mehr. Außerdem entsprechen diese Fahrzeuge 

nicht dem, was gemeinhin unter Fahrrad verstanden wird. 

 

Auch wenn es in der Praxis weniger ein Problem darstellen wird, stellt sich auch bei den selbstbalan-

cierenden Fahrzeugen die Frage, warum diese als Fahrrad gelten sollen. Segways (werden zwar nicht 

mehr produziert) z.B. sind auf keinen Fall sicherer als Fahrräder nach § 2 Abs. 1 Z 22 lit. b. 

 

Unter § 2 Abs. 1 Z 22 lit. d sollten deshalb nur Fahrzeuge, die ausschließlich zur Benutzung durch kör-

perbehinderte Personen bestimmt sind, fallen. 

 

Am Markt sind verschiedenste Fahrzeuge verfügbar, die eine hohe Leistung und Bauartgeschwin-

digkeit aufweisen und werden im Straßenverkehr bereits aktiv genutzt. Im Anwendungsbereich der 

EU-Verordnung Nr. 168/2013 sind zudem weitere Fahrzeugklassen definiert, die vom hier vorge-

schlagenen Fahrradbegriff umfasst wären, so sie eine entsprechende Bauartgeschwindigkeit und 

Nenndauerleistung aufweisen (etwa L2e - dreirädriges Kleinkraftrad). Diese Fahrzeuge weisen teil-

weise auch eine Ausstattung mit einem Pedalantrieb auf, der allerdings nicht (stets) zur Fortbewe-

gung in Betrieb genommen werden muss. Exemplarisch sei in diesem Zusammenhang auf den Link 

https://www.motorradon-line.de/elektro/onyx-rcr-80v-e-moped-bis-zu-105-km-h-mit-pedalen/ 

hingewiesen. 

 

Sinnvoll erscheint daher, den Fahrradbegriff genau und nicht nach dem Ausschlussprinzip zu defi-

nieren. Ein Anknüpfungspunkt kann etwa sein, dass der Pedalantrieb stets und nur in Verbindung 

mit Muskelkraft zur Fortbewegung genutzt werden muss. Auch eine Anlehnung an die Definition des 

Artikels 2 Abs. 2 lit. h der EU-Verordnung Nr. 168/2013 erscheint für Pedelecs möglich. 
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Zu Art. 1 Z 6 und 7 (§§ 68 und 68a StVO 1960): 

 

Klein- und Miniroller sind nicht allgemein definiert. Unter dem Wort „Roller“ (genauso wie dem engli-

schen Wort „Scooter“) werden sowohl „Tretroller“ („Kick Scooter“) als auch „Motorroller“ verstanden. 

Sucht man beispielsweise in Wikipedia nach „Kleinroller“, findet man Fahrzeuge wie die Puch DS 50, 

die eine Leistung von 1 bis 1,7 kW hat und einer Höchstgeschwindigkeit von 40 km/h haben. Somit 

werden unter „Kleinroller“ auch Fahrzeuge der Klasse L1e-B (zweirädriges Kleinkraftrad) verstanden, 

die hier jedoch offensichtlich nicht gemeint sein sollen. Wichtig wäre deshalb bei der Definition die 

Wortfolge „ohne Sitzvorrichtung“ zu ergänzen. Ansonsten wären alle E-Mopeds wieder von der De-

finition umfasst und könnten, ja müssten sogar auf Radfahranlagen fahren. 

 

Anstelle der Überschrift „Rollerfahren“ wäre „Fahren mit E-Rollern ohne Sitzvorrichtung“ klarer. 

 

Das Land Wien hat eine Beschränkung der Leistung und Geschwindigkeit auf 250 Watt Dauerleis-

tung bzw. 20 km/h vorgeschlagen. Internationale Untersuchungen zeigen, dass dadurch ein signifi-

kanter Sicherheitsgewinn erreicht werden kann. Das Land Wien fordert deshalb weiterhin eine Sen-

kung der Höchstgeschwindigkeit bei E-Scootern auf 20 km/h. Dies entspricht auch den Empfehlun-

gen des European Transport Safety Council ETSC_PINFLASH_47-Digital-V2_compressed.pdf. 

 

Es ist nicht ersichtlich, warum für die Verpflichtung zum bestimmungsgemäßen Gebrauch eines 

Sturzhelms bei der Benutzung von elektrisch unterstützten Fahrrädern (14 Jahre) und von einspuri-

gen elektrisch betriebenen Klein- und Minirollern (16 Jahre) unterschiedliche Altersgrenzen vorge-

schlagen werden. Wie aus der Verkehrspsychologie bekannt, ist gerade im Alter bis etwa 16 Jahren 

(vgl. Mopedlenker*innen) nachweisbar, dass die Risikobereitschaft und sohin auch die Wahrschein-

lichkeit entsprechender Unfälle steigen. Hinsichtlich der Unfallschwere ergeben sich prima vista kei-

ne Unterschiede bei Lenker*innen von elektrisch unterstützten Fahrrädern oder einspurig elektrisch 

betriebenen Klein- und Minirollern – auch bei (Not-)Bremsungen von Fahrrädern kann es, wie die 

Erläuterungen im Zusammengang mit E-Scootern (vgl. Seite 10) auch darstellen, zum Sturz über den 

Lenker und sohin zu schweren Kopfverletzungen kommen. Zudem wird durch eine kleinteilige Diffe-

renzierung und damit höhere Komplexität das Verständnis für die Normadressat*innen erschwert. 

Es wird daher angeregt, die Helmtrageverpflichtung für diese Fahrzeuge (§ 68 Abs. 6 für E-Bikes und 

§ 68a Abs. 7 für E-Scooter) für alle Personen unter 16 Jahren festzusetzen. 

 

Weiters ist anzumerken, dass weder normiert wird, wer die Unmöglichkeit des Gebrauchs des Helms 

wegen der körperlichen Beschaffenheit des*der Rollerfahrers*in festzustellen hat (dies wird wohl die 

Behörde sein), noch, dass eine diesbezügliche behördliche Bestätigung bei Fahrten mitzuführen und 

auf Verlangen den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der Straßenaufsicht zur Über-

prüfung auszuhändigen ist. Mangels einer solchen Regelung erscheint die Vollziehung der Bestim-

mung nahezu unmöglich. Angesichts der Brisanz der Verkehrsunfalllage für den genannten Bereich 

wäre eine leichtere Vollziehbarkeit jedoch erforderlich. 

 

Zudem darf angeregt werden, die Regelung des § 68 Abs. 3 lit. e StVO 1960 (Telefonieren ohne Be-

nützung einer Freisprecheinrichtung) an jene des § 102 Abs. 3 KFG 1967 anzupassen und auch für 

Radfahrer*innen jegliche Verwendung eines Mobiltelefons unter Sanktion zu stellen. 

 

Zu § 68a Abs. 1 wird in den Erläuterungen ausgeführt, dass für einspurige elektrisch betriebene 

Klein- und Miniroller, die eine maximale Leistung von 600 Watt bzw. eine Bauartgeschwindigkeit von 
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25 km/h überschreiten, ein Benützungsverbot auf Straßen mit öffentlichem Verkehr gilt. Ein solches 

ergibt sich aus dem Gesetzestext jedoch nicht (vgl. Abs. 1 und Abs. 2). 

 

Zum Zwecke der leichteren Lesbarkeit könnten in Abs. 2 der zweite und dritte Satz betreffend die 

Benützungspflicht von Radfahranlagen und die Einhaltung der vorgeschriebenen Fahrtrichtung ent-

fallen, weil sich die Geltung der Benützungspflicht von Radfahranlagen und ein allfälliges Richtungs-

gebot ohnehin aus den allgemeinen Bestimmungen ergeben. 

 

Im Zusammenhang mit der Novellierung der §§ 68 und 68a StVO 1960 wären auch die Strafbestim-

mungen zu überarbeiten: 

 

Im Hinblick auf das Vorliegen einer Verwaltungsübertretung normiert § 99 Abs. 6 lit. e StVO 1960, 

dass eine Verwaltungsübertretung nicht vorliegt, wenn die in § 68 Abs. 6 genannten Personen einer 

dort genannten Verpflichtung nicht nachkommen. Dies bezieht sich nach der geltenden Rechtslage 

auf Personen, die Kinder beim Radfahren beaufsichtigen. Durch die Novellierung des genannten 

§ 68 Abs. 6 kommt es nun zu einer Ausweitung der Helmtragepflicht auf Personen unter 14 Jahren 

bei der Benutzung von elektrisch unterstützten Fahrrädern, womit auch diese Personen von der Be-

schreibung des § 99 Abs. 6 lit. e umfasst wären. 

 

Der neue § 68a Abs. 7 StVO 1960 weist ebenso eine – dem § 68 Abs. 6 nachgebildete – Helmtrage-

pflicht für Lenker*innen von einspurigen elektrisch betriebenen Klein- und Minirollern auf. Dahinge-

hend gibt es aber keine ausdrückliche Regelung in § 99 StVO 1960, weswegen davon auszugehen ist, 

dass die entsprechende Blankettstrafnorm (§ 99 Abs. 3) zur Anwendung gelangt. Es liegt sohin eine 

nicht sachgerechte Ungleichbehandlung vor. Bloß der Vollständigkeit sei darauf hingewiesen, dass 

Organe der Straßenaufsicht nur dann auch Maßnahmen gemäß § 97 Abs. 1 StVO 1960 treffen kön-

nen, wenn eine entsprechende Verwaltungsübertretung normiert wurde. 

 

Die Bestimmung des § 68a Abs. 3 zweiter und dritter Satz StVO 1960 erscheint kontraproduktiv. Soll 

das Fahren mit Helm unterstützt werden, sollte auch die Montage eines Behältnisses für den Helm 

am elektrisch betriebenen Roller zulässig sein. Es ist wesentlich sicherer, eine Tasche uä. am Roller zu 

befestigen als sie nur lose an die Lenkstange zu hängen. Unklar ist auch, ob in der Konstruktion inte-

grierte Behältnisse (z.B. für Batterien) oder Vorrichtungen zur Befestigung eines Schlosses auch ver-

boten sind. Es sind keine Untersuchungen bekannt, wonach Behältnisse, die am Roller montiert sind, 

ein relevantes Risiko darstellen. Auch in den Empfehlungen des EuropeanTransport Safety Council 

kommt eine derartige Empfehlung nicht vor. 

 

Wesentlich sinnvoller wäre es, einen Manipulationsschutz betreffend das von dem*der Produzent*in 

hergestellten Originalprodukts vorzuschreiben und entsprechende Strafbestimmungen bei Manipu-

lation der Fahrzeuge aufzunehmen. 

 

§ 68a Abs 8 StVO 1960 normiert im Hinblick auf die Beeinträchtigung durch Alkohol ein Abgehen 

von den Regelungen des § 5 Abs 1 StVO 1960, der eine unwiderlegliche Rechtsvermutung enthält, 

wonach bei einem Alkoholgehalt des Blutes von 0,8 Promille oder darüber bzw. einem Atemluftalko-

holgehalt von 0,4 mg/l oder darüber eine Person jedenfalls als alkoholbeeinträchtigt gilt. Mit der 

Schaffung des § 68a Abs. 8 StVO 1960, wonach Rollerfahrer*innen bereits ab einem Alkoholgehalt 

des Blutes von 0,5 Promille bzw. einem Alkoholgehalt der Atemluft von 0,25 mg/l als unwiderleglich 

von Alkohol beeinträchtigt gelten, wird eine sachlich nicht nachvollziehbare Unterscheidung zwi-
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schen Rollerfahrer*innen und allen anderen Fahrzeuglenker*innen vorgenommen, die im Wider-

spruch zum verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz nach Art. 7 B-VG zu stehen scheint. Die 

Definition der „Beeinträchtigung“ ergibt sich aus dem Wortlaut des § 58 Abs. 1 StVO 1960 („in einer 

solchen körperlichen und geistigen Verfassung, in der er ein Fahrzeug zu beherrschen und die beim 

Lenken eines Fahrzeuges zu beachtenden Rechtsvorschriften zu befolgen vermag“). Es ist nicht ein-

zusehen, dass dieser Gradmesser der Beeinträchtigung durch eine unwiderlegliche Rechtsvermu-

tung bei Rollerfahrer*innen mit 0,5 Promille festgelegt wird, bei allen anderen Fahrzeuglen-

ker*innen, also auch Kfz-Lenker*innen (bis hin zum Buslenker*innen) mit 0,8 Promille. Die 0,5 Pro-

mille - Grenze bei Kfz-Lenker*innen ist als bloße Ordnungsvorschrift in § 14 Abs. 8 FSG geregelt, 

ohne, dass deren Überschreiten eine Beeinträchtigung durch Alkohol bedeuten würde; Sinn der Be-

stimmung ist, beim „gefährlicheren“ Lenken eines Kraftfahrzeuges ein „Herantrinken“ an die Beein-

trächtigungsgrenze (0,8 Promille) zu verhindern. Um der Eigenart der Problematik, dass Kfz-

Lenker*innen immer wieder auf E-Scooter ausweichen, um die Ordnungsvorschrift des § 14 Abs. 8 

FSG zu umgehen und dann oft mit dem Trendsportgerät fahren oder gerade junge Menschen oft 

leichtsinnig und die Rechtsvorschriften - auch ohne Alkohol - nicht genügend beherrschend durch 

die Straßen „flitzen“, wird daher vorgeschlagen, eine dem § 14 Abs. 8 FSG für Kfz entsprechende 

Normierung eines Fahrverbotes ab einem Alkoholgehalt des Blutes von 0,5 Promille bzw. des Alko-

holgehaltes der Atemluft ab 0,25 mg/l für E-Scooter bei sonstiger verwaltungsrechtlicher Strafbar-

keit vorzusehen. 

 

§ 68 a Abs. 8 StVO 1960 sollte daher wie folgt lauten: 

 

„(8) Ein einspurig elektrisch betriebener Klein- und Miniroller darf nur in Betrieb genommen oder 

gelenkt werden, wenn beim Lenker der Alkoholgehalt des Blutes weniger als 0,5 g/l (0,5 Promille) 

oder der Alkoholgehalt der Atemluft weniger als 0,25 mg/l beträgt.“ 

 

Die Strafbarkeit ergibt sich dann aus § 99 Abs. 3 lit. a StVO 1960, sofern man keinen strengeren 

Straftatbestand normieren möchte. 

 

Weiters ist darauf hinzuweisen, dass im Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz auch § 100 Abs. 3 

StVO 1960, wonach der Verstoß eines Radfahrers*in gegen eine oder mehrere Ausrüstungsbestim-

mungen des § 1 Abs. 1 der Fahrradverordnung als eine einzige Verwaltungsübertretung zu bestrafen 

ist, für eine Anwendung auf die Ausrüstungsbestimmungen für E-Scooter-Fahrer zu adaptieren wä-

re. 

 

Zu Art. 1 Z 8 (76a Abs. 2 Z 3 StVO 1960): 

 

Mit Verordnung kann die Verkehrsbehörde einen bestimmten Verkehr in Fußgängerzonen zulassen, 

im Entwurf vorgesehen sind künftig neben Fahrräder dezidiert auch E-Scooter. Diese Klarstellung 

wird als kontraproduktiv angesehen: Schon bisher und künftig haben E-Scooter-Fahrer alle für Rad-

fahrer*innen geltende Verhaltensvorschriften zu beachten. Unter Vorschrift wird im weiteren Sinn 

auch eine Erlaubnis anzusehen sein sowie in diesem Fall die Erlaubnis, in Fußgängerzonen zu fahren, 

wenn dies mit Verordnung der Behörde und Kundmachung auf einer Zusatztafel erlaubt ist. Es be-

darf keiner gesonderten Verordnung und keines zusätzlichen Piktogramms auf Zusatztafeln hiefür. 

Würde ein anderer Standpunkt vertreten, wäre die gelebte Praxis in den Städten (Beispielfall: Fuß-

gängerzone in der inneren Mariahilfer Straße in Wien) rechtswidrig. Aus Sicht des Landes Wien ist 

kein Fall einer Fußgängerzone denkbar, in der das Radfahren (Anm: einschließlich E-Bikes) beden-
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kenlos möglich wäre und demnach erlaubt würde, aber das Fahren mit E-Scootern (Anm: unter Ein-

haltung der sonstigen Bestimmungen wie insb. die Schrittgeschwindigkeit) zu gefährlich wäre. 

 

Sollte die Bestimmung daher wie vorgeschlagen in Kraft treten, würde das zu folgenden Schwierig-

keiten führen: 

 

- Abänderung aller Zusatztafeln bei Fußgängerzonen, in denen schon bisher das Radfahren erlaubt 

ist. Daraus folgt ein hoher Kostenaufwand als auch ein Aufwand der Verkehrsbehörde; 

- Aufwerfen der Frage, wie künftig mit Radfahren gegen die Einbahn umzugehen ist. Hierzu gilt 

oben Ausgeführtes sinngemäß: in allen mehreren hundert Fällen des Radfahrens gegen die Ein-

bahn in Wien müssten die Zusatztafeln kosten- und arbeitsintensiv getauscht werden. 

 

Sollten seitens des Gesetzgebers Zweifel daran bestehen, ob die vorgeschlagene Formulierung in 

§ 68a Abs. 1 erster Satz StVO 1960 ausreicht, sollte an dieser Stelle ergänzt werden, dass Ausnahmen 

für Radfahrer*innen von Verkehrsvorschriften gleichermaßen auch für E-Scooter-Fahrer*innen gel-

ten. 

 

Zu Art. 1 Z 13 (§ 98h StVO 1960): 

 

Vorweg sei angemerkt, dass die automationsunterstützte Zufahrtskontrolle ausdrücklich begrüßt 

wird. 

 

Es ist jedoch zu kritisieren, dass die Regelung nur auf die Kontrolle mehrspuriger Fahrzeuge (nicht 

Kraftfahrzeuge, sohin also beispielsweise auch Pferdefuhrwerken!) abzielt. Eine sachliche Begrün-

dung dafür ist nicht ersichtlich und lässt sich auch den Erläuterungen nicht entnehmen. Gerade von 

einspurigen Kraftfahrzeugen gehen regelmäßig hohe Schallimmissionen aus und führen daher vor 

allem auch in eng bebauten Gebieten, wie der Wiener Innenstadt, zu hohen Lärmbelästigungen. 

 

Darüber hinaus ist die Compliance von Kraftradlenker*innen in Bezug auf das Einhalten der Straßen-

verkehrsvorschriften geringer ausgeprägt, sodass es häufig zu Geschwindigkeitsübertretungen 

kommt. Daraus folgt, dass eine Kollision mit einem Kraftrad für eine*n Fußgänger*in keineswegs 

immer glimpflich endet und im Sinne der Verkehrssicherheit, einem der höchsten Güter der Straßen-

verkehrsordnung, alle Kraftfahrzeuge gleich zu behandeln sind. 

 

Wenn nun die automationsunterstützte Überwachung nur von mehrspurigen Fahrzeugen vorgese-

hen ist, so ist damit zu rechnen, dass die Wiener Innenstadt vermehrt mit einspurigen Kraftfahrzeu-

gen befahren werden wird und es hier zu entsprechend negativen Einflüssen auf die Lebens- und 

Aufenthaltsqualität führen wird. Der gewünschte Effekt der Reduktion der Stellplatzauslastung und 

nachfolgenden Gestaltungs- und Begrünungsmöglichkeiten ginge gänzlich verloren. 

 

Völlig unverständlich wird diese Bestimmung, die sich auch ihrem Einleitungssatz zufolge nur auf die 

„Feststellung von Fahrzeuglenkern von mehrspurigen Fahrzeugen“ bezieht, wenn man sich - abge-

sehen von den Vorschriftszeichen - die weiteren Verbote ansieht: Wenn ein*e PKW-Lenker*in einen 

kombinierten Geh- und Radweg längs befährt und dabei automationsunterstützt erfasst wird, kann 

er*sie gestraft werden. Wenn dieselbe Überwachung die Befahrung des kombinierten Geh- und 

Radweges mit einem Motorrad aufzeigt, kann keine Strafverfolgung vorgenommen werden. Ein*e 

Kutscher*in wiederum könnte gestraft werden. 
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Es sollte daher im Einleitungssatz des § 98h Abs. 1 als auch in Z 11 (§ 95 Abs. 1b) StVO 1960 zusätzlich 

normiert werden, dass auch das Übertreten der Verbote des § 52 lit. a Z 6b (Fahrverbot für Motorrä-

der) und Z 6c (Fahrverbot für alle Kraftfahrzeuge) automationsunterstützt geahndet werden kann. 

Im vorgeschlagenen Einleitungssatz sollte die Wortfolge „von Fahrzeuglenkern von mehrspurigen 

Fahrzeugen“ durch die Wortfolge „von Kraftfahrzeuglenkern“ ersetzet werden. 

 

Des Weiteren ist nicht klar, warum in § 98h Abs. 1 lit. b StVO 1960 das Gebot des § 52 lit. b Z 17a 

(kombinierter Geh- und Radweg) in den Deliktskatalog aufgenommen wurde, nicht aber jene der Z 

16 (Radweg) und Z 17 (Gehweg). Die Besonderheit gerade eines kombinierten Geh- und Radweges in 

diesem Kontext erhellt sich nicht. Gänzlich unverständlich erscheint schließlich die Heranziehung des 

§ 8 Abs. 4 Z 2 (Verhalten auf Mehrzweckstreifen). Diese haben mit Geh- und Radwegen in diesem 

Zusammenhang nichts gemein und ihre automationsunterstützte Überwachung erscheint wenig 

zweckmäßig. Anzunehmen ist, dass es sich hier um ein redaktionelles Versehen handelt. 

 

Aus den Erläuterungen zu § 98h Abs. 1 StVO 1960 ergibt sich, dass die automationsunterstützte Zu-

fahrtskontrolle der Überwachung der Einhaltung von taxativ aufgelisteten straßenpolizeilichen Vor-

schriften dient. Aus dem Gesetzestext zu Abs. 1 ergibt sich jedoch als Zweck (auch) die „Feststellung 

von Fahrzeuglenkern“ von mehrspurigen Kraftfahrzeugen. 

 

Es bleibt offen, ob im Zuge eines einzuleitenden Verwaltungsstrafverfahrens das Vorgehen der 

Strafbehörde mittels abgekürzten Verfahrens (va. Anonymverfügung) gänzlich ausgeschlossen wer-

den soll. Auch in der Datenschutz-Folgeeinschätzung (vgl. Erläuterungen, S. 6, Absatz 6) wird nicht 

auf die Möglichkeit der Durchführung des abgekürzten Verwaltungsstrafverfahrens eingegangen. 

Vielmehr soll nach der Abfrage des Kennzeichens in der Zulassungsevidenz direkt mittels Len-

ker*innenerhebung gegen die Zulassungsbesitzer*innen das Verfahren begonnen werden. Eine ver-

pflichtende Einleitung des Verwaltungsstrafverfahrens mittels Lenker*innenerhebung würde einer-

seits einen erheblichen Mehraufwand für die Strafbehörde bedeuten und andererseits zu höheren 

Strafbeträgen bei den Beschuldigten führen, da nicht mittels Anonymverfügung gegen den*die Zu-

lassungsbesitzer*in vorgegangen werden könnte. 

 

In § 98h Abs. 2 dritter Satz StVO 1960 wird festgehalten, dass nach Feststellung eines Verstoßes 

gegen eine straßenpolizeiliche Vorschrift ausschließlich die Daten verwendet werden dürfen, die zur 

Identifizierung des Fahrzeuges und des*der Lenkers*in erforderlich sind. Hier wären die Daten der 

Übertretung (Ort und Zeit der Straßenbenützung) zu ergänzen. Im letzten Satz dieses Absatzes ist 

festgehalten, dass ein Datenaustausch sicherzustellen ist, wenn die Anordnung der Überwachung 

und die Verfahren von Übertretungen nicht von derselben Behörde geführt werden. In diesem Zu-

sammenhang wäre die Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Übermittlung personenbezogener 

Daten erforderlich. 

 

Die in den Erläuterungen angeführte Datenschutz-Folgeeinschätzung (vgl. S. 6) lässt offen, wie im 

Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens mit ausländischen Lenker*innen bzw. Kennzeichen verfahren 

werden soll. Eine Regelung über den Zugriff auf und die Nutzung von EUCARIS-Daten (European 

Car and Driving Licence Information System) durch die Strafbehörde wird für eine effektive Strafver-

folgung bei grenzüberschreitenden Verwaltungsstrafverfahren als erforderlich angesehen, ansons-

ten ist eine solche wenig effektiv. 
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Die in den Erläuterungen zu § 98h vorgesehenen Gründe für die Überwachung in Form der Erhö-

hung der Lebensqualität der Innenstadtbewohner*innen oder der Attraktivität als Tourismusstand-

ort finden sich nicht in den in Abs. 1 genannten „wichtigen Gründen“. Die Anführung ebenjener sollte 

daher entfallen. 

 

Die Art, wie sicherzustellen ist, dass „die Erfassung von Fahrzeuglenkern, Kennzeichen, Ort und Zeit  

der Straßenbenützung“ zu beschränken ist, sollte gesetzlich festgelegt werden. Dabei wäre zu  be-

rücksichtigen, dass das System nach dem Grundsatz von „privacy by design“ (Art. 25 DSGVO), so 

ausgestaltet werden muss, dass ein Zugriff auf ein Live-Videobild der Erfassungsbereiche der Kame-

ras nicht möglich ist. Dies schließt demnach auch die Anwendung des in den Erläuterungen genann-

ten § 93a SPG aus. Bei den Verhältnismäßigkeitserwägungen muss die verordnungserlassende Be-

hörde die in den Erläuterungen vorgesehene mögliche Anwendbarkeit des § 93a SPG dennoch be-

rücksichtigen. In diesem Sinne sollte die Anwendbarkeit des § 93a SPG explizit gesetzlich ausge-

schlossen werden, widrigenfalls die verordnungserlassende Behörde erheblich in ihren Möglichkei-

ten der Festlegung des Überwachungsbereichs beschränkt wäre, da diese Weiterverarbeitung ge-

mäß § 93a SPG immer mitbedacht werden müsste. 

 

Im § 98h Abs. 3 ersten Satz ist der Tippfehler beim Wort „sausgeschlossen“ zu korrigieren. 

 

Zu Artikel 2 Z 1 (§ 1 Abs 2a KFG 1967): 

 

Die Ergänzung „…,sofern es sich nicht um Fahrzeuge…handelt“ ist überflüssig, da Fahrzeuge der 

Klasse L 1e-B ohne Pedalantrieb entsprechend der Legaldefinition des § 2 Abs. 1 Z 22 StVO des Ent-

wurfes ohnehin nicht als Fahrräder gelten. 

 

Zu Artikel 3 Z 1 (§ 1 Abs. 1a Z 5 FSG): 

 

§ 1 Abs. 1a Z 5 kann überhaupt entfallen, da elektrisch angetriebene Fahrräder gemäß § 1 Abs. 2a 

KFG überhaupt keine Kraftfahrzeuge sind, das Führerscheingesetz gemäß § 1 Abs. 1 aber für das 

Lenken von Kraftfahrzeugen gilt. 

 

Im Hinblick auf den in den Erläuterungen verwendeten Terminus „E-Mopeds“ wird darauf hingewie-

sen, dass es sich im allgemeinen Sprachgebrauch bei Mopeds um Motorfahrräder bis 50 ccm³ und 

45 km/h Bauartgeschwindigkeit handelt, für die schon bisher die Lenkberechtigung AM erforderlich 

war. Das gilt auch für elektrisch angetriebene Motorfahrräder bis 45 km/h. Die in Rede stehenden 

zweirädrigen Kleinkrafträder werden zwar künftig unter diesem Begriff zu subsumieren sein, derzeit 

aber noch nicht. 

 

Weiters darf auf mehrere redaktionelle Versehen in den Erläuterungen hingewiesen werden: 

 

Seite 2 lit. a zweiter Absatz: 

 

„Von der Datenverarbeitung betroffen ist daher jede Person, deren (Bild)-Daten durch Aufzeich-

nung erfasst wurde, unabhängig von der Frage, ob sie aufgrund des Ergebnisses der Datenverarbei-

tung einer Verwaltungsübertretung beschuldigt wird oder nicht.“ 

Seite 4, vorletzter Absatz: 
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„Der EDSA betont, dass „je länger die Speicherfrist ist, desto höher ist der Argumentationsaufwand 

in Bezug auf die Rechtmäßigkeit des Zwecks und der Erforderlichkeit.“ 

 

Seite 11, dritter Absatz: 

 

„Aufgrund der Umschreibung im Gesetz sind dies städtische Zentren aber auch sonstige, schon  

durch die örtlichen Gegebenheiten eingrenz- und abgrenzbare Gebiete in städtischen bzw. urbanen 

Bereichen, auf die alle gesetzlich genannten Voraussetzungen zutreffen.“ 

 

„Zuständige Behörde, sowohl für die Erlassung der Verordnung, mit der der überwachte Bereich 

festgelegt wird als auch für …“ 

 

Schließlich ergeht das Ersuchen um Aufnahme einer Änderung des § 95 Abs. 1a StVO 1960 im Zu-

ge der 36. StVO-Novelle: 

 

§ 95 Abs. 1a StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960, in der geltenden Fassung lautet: 

 

„Im Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster 

Instanz ist, obliegen der Landespolizeidirektion die in Abs. 1 lit. a bis h genannten Aufgaben, ausge-

nommen die Ausübung des Verwaltungsstrafrechtes hinsichtlich Übertretungen der §§ 8 Abs. 4, 9 

Abs. 7, 23 bis 25 und 26a Abs. 3 sowie der Kurzparkzonen-Überwachungsverordnung.“ 

 

Es wird folgende Änderung vorgeschlagen: 

 

„Im Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster 

Instanz ist, obliegen der Landespolizeidirektion die in Abs. 1 lit. a bis h genannten Aufgaben, ausge-

nommen die Überwachung der Einhaltung und die Ausübung des Verwaltungsstrafrechtes hinsicht-

lich Übertretungen der §§ 8 Abs. 4, 9 Abs. 7, 23 bis 25 und 26a Abs. 3 sowie der Kurzparkzonen-

Überwachungsverordnung („ruhender Verkehr“).“ 

 

Der in § 103 anzufügende Abs. 29 wäre dahingehend noch wie folgt zu adaptieren: 

 

„(29) § 2 Abs. 1 Z 19, § 15 Abs. 4, § 54 Abs. 5 lit. o, § 68 Abs. 6, § 68a, § 76a Abs. 2 Z 3, § 99 Abs. 2c Z 2 

und Z 3, § 95 Abs. 1b und 1c, § 97 Abs. 1 lit. b, § 98h sowie § 104 Abs. 8a in der Fassung des Bundes-

gesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 1. Mai 2026 in Kraft; gleichzeitig treten § 88b und § 94d Z 21 

außer Kraft. § 95 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr xx/xxxx tritt in den einzel-

nen Ländern mit Inkrafttreten des entsprechenden Landesgesetzes in Kraft. § 2 Abs. 1 Z 22 lit. d in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Oktober 2026 in Kraft.“ 

 

Erläuterung: 

 

Gemäß § 95 Abs. 1 lit. a und b StVO 1960 obliegen im Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespoli-

zeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, der Landespolizeidirektion die Handha-

bung der Verkehrspolizei (ausgenommen auf der Autobahn) und die Ausübung des Verwaltungs-

strafrechts (ausgenommen hinsichtlich der Fälle der §§ 82 bis 88a). 
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Im Jahr 1994 wurde die Ausübung des Verwaltungsstrafrechts in Angelegenheiten der §§ 8 Abs. 4, 9 

Abs. 7, 23 bis 26a Abs. 3 StVO 1960 („Ruhender Verkehr") und der Kurzparkzonen-Überwachungs-

verordnung in Form einer paktierten Gesetzgebung in Wien auf den Magistrat der Stadt Wien rück-

übertragen. Die diesbezügliche Regelung findet sich in § 95 Abs. 1a StVO 1960. Auf Seiten des Lan-

des Wien wurde die Rückübertragung in § 1 Abs. 1 lit. b des Gesetzes, mit dem der Bundespolizeidi-

rektion Wien auf dem Gebiet der Straßenpolizei Aufgaben der Vollziehung übertragen werden, LGBl 

Nr. 30/1960, normiert. 

 

Die Vertragsparteien (Bund und das Land Wien) der Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die 

Parkraumüberwachung in Wien, BGBl II Nr. 66/2013, planen diese zu beenden und die Überwa-

chungstätigkeit für den Bereich des Ruhenden Verkehrs und der Kurzparkzonen dem Land Wien zu 

überantworten. Während die Überwachungskompetenz der Landespolizeidirektion Wien hinsicht-

lich der Kurzparkzonen in § 5 des Wiener Parkometergesetzes, LGBl. Nr. 9/2006 normiert ist, richtet 

sich die Zuständigkeitsregelung für die Überwachung des Ruhenden Verkehrs nach § 95 Abs. 1 StVO 

1960. Um eine Übertragung dieser Kompetenz auf das Land Wien zu ermöglichen, bedarf es einer 

Adaptierung des § 95 Abs. 1a StVO 1960 in der vorgeschlagenen Form. Darüber hinaus soll die er-

forderliche Novellierung des Wiener Landesgesetzes, womit der Landespolizeidirektion Wien auf 

dem Gebiet der Straßenpolizei Aufgaben der Vollziehung übertragen werden, zeitnah stattfinden, 

um die Rückübertragung rechtlich wirksam zu machen. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 65 (zu MA 65-1410974-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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